
  

 

BÜRGERRÄTE ABSCHAFFEN  

PARLAMENTARISCHE DEMOKRATIE  

STÄRKEN   
BESCHLUSS DES MIT-BUNDESVORSTANDS VOM 7. DEZEMBER 2023 
 
Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen hat der Deutsche Bundestag am 10. Mai 
2023 den ersten Bürgerrat zum Thema „Ernährung im Wandel: Zwischen Privatangelegen-
heit und staatlichen Aufgaben“ eingesetzt, um „zu einer konkreten politischen Fragestel-
lung eine direkte Rückmeldung aus der Mitte der Gesellschaft zu bekommen – jenseits von 
Meinungsumfragen und Lobbyismus.“ 
 
Ziel sei es, „Menschen in die Diskussion zu holen, die sich sonst nicht lautstark einbringen.“ 
Mit „Menschen mit verschiedenen Lebens- und Berufserfahrungen“ soll ein Bürgergutach-
ten mit konkreten Handlungsempfehlungen erarbeitet werden, die in die parlamentari-
schen Beratungen einfließen sollen. Am Ende sollten aber allein die Mitglieder des Deut-
schen Bundestages entscheiden.  
 

Laut aktuellen Medienberichten ist die Unabhängigkeit in der Praxis des Bürgerrates nicht 
gewährleistet. Teilnehmer verlassen deshalb mittlerweile den Bürgerrat. Dies untermauert 
die grundsätzliche Kritik der Mittelstands- und Wirtschaftsunion. Bürgerräte sind als Institu-
tion weder geeignet, dem Deutschen Bundestag neutrale Politikempfehlungen zu geben, 
noch sind sie erforderlich: 
 

• Bürgerräte sind nicht erforderlich: Mitglieder des Deutschen Bundestages, die ihrem 

Auftrag gerecht werden, sind in ihren Wahlkreisen im dauernden Austausch mit Bürge-

rinnen und Bürgern. Zugleich erfolgt eine regelmäßige Information durch Sachverstän-

dige z.B. im Rahmen von Anhörungen, Fachgesprächen und anderen Formaten. 

 

• Bürgerräte sind nicht neutral: Anspruch und Wirklichkeit fallen schon jetzt auseinan-

der. So sollen die Beratungen des Bürgerrates durch eine inhaltlich neutrale Modera-

tion geleitet werden. Tatsächlich hat die Hauptmoderatorin für Bündnis 90 / Die Grü-

nen für den Deutschen Bundestag kandidiert. Laut Berichten von Teilnehmern sind Be-

treuer mit den Klima-Aktivisten der „Letzten Generation“ in Verbindung zu bringen. 

 

• Bürgerräte entwerten den verfassungsgemäßen Auftrag der gewählten Abgeordne-

ten: Sie sind nicht demokratisch legitimiert. Es handelt sich um Alibi-Parlamente, die 

durch Los zusammengewürfelt sind. Sie vertreten keine Bürgerinteressen und können 

es auch nicht. Dies schadet der Akzeptanz der Demokratie und damit die Politikver-

drossenheit. 



  

 

 
Die MIT fordert: 
 
• Die Struktur und Zusammensetzung des Bürgerrates „Ernährung im Wandel“ muss auf 

seine Neutralität hin überprüft werden. Wenn diese nicht gewährleistet werden kann, 

muss der Bürgerrat aufgelöst werden. 

 

• Der Deutsche Bundestag sollte kein weiteren Bürgerräte mehr einsetzen und stattdes-

sen die Debatte über wichtige gesellschaftliche Fragen in der Mitte des Parlaments füh-

ren. 

 

• Die Bundesregierung sollte die Beteiligung aller Parlamentarier an der Meinungsbil-

dung und Gesetzgebung angemessen berücksichtigen, statt Beratungszeiten immer 

wieder – wie etwa beim Gebäudeenergiegesetz – systematisch zu verkürzen. 

 

• Der Deutsche Bundestag wird aufgefordert, die finanziellen Auswirkungen für die Kon-

stituierung, Organisation und Auswertung des Bürgerrates „Ernährung im Wandel: Zwi-

schen Privatangelegenheit und staatlichen Aufgaben“ auf den Bundeshaushalt zu be-

nennen. 

 


